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              Teil 1 – Allgemeine Bedingungen 

1. Geltungsbereich, Hierarchie 

1.1. Diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen („Be-
dingungen) gelten, soweit nicht ausdrücklich et-
was anderes vereinbart ist, für sämtliche Bestel-
lungen der Deutsche Börse AG und der mit ihr im 
Sinne der §§ 15 ff AktG verbundenen Unterneh-
men (zusammen „Konzernunternehmen“ und je-
weils einzeln „“) bei dem Auftragnehmer („Auf-
tragnehmer“). Auftraggeber und Auftragnehmer 
werden gemeinsam als „Parteien“ bezeichnet. 
 

1.2. Die Bedingungen gliedern sich in: Teil 1 „Allge-
meine Bedingungen“, Teil 2 „Besondere Bedin-
gungen Kauf- und Mietverträge“, Teil 3 „Beson-
dere Bedingungen Werk- und Dienstleistungen“ 
und Teil 4 „Besondere Bedingungen Software-
pflege- und Hardwarewartungsleistungen“. 
 

1.3. Diese Bedingungen sind die ausschließlichen Ver-
tragsbedingungen für die in den Bestellungen be-
schriebenen Leistungen. Abweichende, entgegen-
stehende oder ergänzende allgemeine Geschäfts-
bedingungen des Auftragnehmers werden nur 
dann und insoweit Vertragsbestandteil, als der 
Auftraggeber ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich 
zugestimmt hat. Dieses Zustimmungserfordernis 
gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn 
der Auftragnehmer im Rahmen der Auftragsbestä-
tigung auf seine AGB verweist und der Auftragge-
ber dem nicht ausdrücklich widerspricht. 
 

1.4. Für die Zusammenarbeit der Parteien gilt die 
nachstehende Rangfolge: 
 

• die angenommene Bestellung des Auf-
traggebers („Vereinbarung“ oder „Ver-
trag“), 
 

• soweit anwendbar die besonderen Be-
dingungen der Teile 2, 3 und 4, 
 

• die allgemeinen Bedingungen des Teils 
1, 
 

• die technische Leistungsbeschreibung 
des Angebots des Auftragnehmers (aus-
genommen kommerzielle und rechtliche 
Inhalte), 
 

• sowie die gesetzlichen Bestimmungen. 

1.5. Bei Widersprüchen zwischen Regelungen dersel-
ben Hierarchieebene gilt die speziellere Regelung. 
Unberührt bleibt der Vorrang ausdrücklich verein-
barter abweichender Individualvereinbarungen 
zwischen den Parteien. 

2. Vertragsschluss, Änderungsverfahren 

2.1. Alle Bestellungen des Auftraggebers sind freiblei-
bend. Der Auftraggeber ist jederzeit zum Widerruf 
berechtigt, auch wenn er den Auftragnehmer zwi-
schenzeitlich zur Annahme der Bestellung aufge-
fordert hat. 

 
2.2. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sich binnen ei-

ner (1) Woche über die Annahme von Bestellun-
gen, die vom Auftraggeber unterbreitet werden, zu 
erklären. Spätestens jedoch mit Beginn der Leis-
tungserbringung bzw. Lieferung durch den Auf-
tragnehmer gilt die Annahme unter Einbeziehung 
der Inhalte und Bedingungen der Bestellung durch 
den Auftragnehmer als erklärt. 
 

2.3. Bestellungen, Abschlüsse und Lieferabrufe sowie 
ihre Änderungen und Ergänzungen bedürfen der 
Schriftform. Bestellungen, die über zentrale elekt-
ronische Einkaufs- und Bestellsysteme des Auf-
traggebers erfolgen, sind ebenfalls verbindlich. 
 

2.4. Kostenvoranschläge sind verbindlich und nicht zu 
vergüten, es sei denn, es wurde ausdrücklich et-
was anderes vereinbart. 
 

2.5. Sofern eine konkrete Leistung als bestimmtes Vo-
lumen/Kontingent bestellt wird, hat der Auftrag-
nehmer keinen Anspruch darauf, dass das verein-
barte Volumen/Kontingent vom Auftraggeber tat-
sächlich ausgeschöpft wird. 
 

2.6. Der Auftraggeber kann jederzeit Änderungen der 
vertraglichen Leistungen verlangen. Der Auftrag-
nehmer kann dem Änderungsverlangen wider-
sprechen, soweit ihm die Durchführung des Ände-
rungsverlangens unzumutbar ist. Entstehen dem 
Auftragnehmer durch Änderungen Mehrauf-
wände, so kann der Auftragnehmer eine ange-
messene Anpassung der Laufzeit sowie der Ver-
gütung nach den vereinbarten Sätzen verlangen. 
Ein Änderungsverlangen wird verbindlich, wenn 
die Parteien die Änderung und deren Auswirkung 
auf den Preis schriftlich vereinbaren. Erfolgt keine 
Einigung, kann der Auftraggeber den Vertrag über 
die zu ändernde konkrete Leistung außeror-
dentlich kündigen, wenn ihm ein Festhalten daran 
ohne die verlangte Änderung unzumutbar ist. 

3. Allgemeine Vergütungsbedingungen 

3.1. Die in der Bestellung ausgewiesenen Preise sind 
bindend. Alle Preise verstehen sich zuzüglich der 
jeweils geltenden gesetzlichen Umsatzsteuer. 
 

3.2. Jeder über die Bestellung hinausgehende Vergü-
tungsanspruch bedarf einer vorherigen schriftli-
chen und vom Auftragnehmer vorbehaltlos ange-
nommenen weiteren Bestellung durch den Auf-
traggeber. 
 

3.3. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart 
ist, schließt der Preis alle Leistungen und Neben-
leistungen des Auftragnehmers (z.B. Montage, 
Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. ordnungs-
gemäße Verpackung, Transportkosten einschließ-
lich eventueller Transport- und Haftpflichtversiche-
rung) ein. 
 

3.4. Sämtliche für den Leistungsbezug erforderliche 
Rechtseinräumungen sind mit dem vereinbarten 
Preis abgegolten. 
 

3.5. Der vereinbarte Preis ist innerhalb von dreißig (30) 
Kalendertagen ab vollständiger Leistung 
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(einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) 
sowie Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung 
zur Zahlung fällig.  
 

3.6. Der Auftragnehmer hat keinen Anspruch auf Teil- 
oder Abschlagszahlungen. 
 

3.7. Der Auftraggeber schuldet keine Fälligkeitszinsen. 
Für den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen 
Vorschriften. 
 

3.8. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte so-
wie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages ste-
hen dem Auftraggeber in gesetzlichem Umfang 
zu. Er ist insbesondere berechtigt, fällige Zahlun-
gen zurückzuhalten, solange ihm noch Ansprüche 
aus unvollständigen oder mangelhaften Leistun-
gen gegen den Auftragnehmer zustehen. 
 

3.9. Der Auftragnehmer hat ein Aufrechnungs- oder 
Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig 
festgestellter oder unbestrittener Gegenforderun-
gen. 
 

3.10. Sofern einzelvertraglich nichts anderes vereinbart 
wurde, werden etwaige Reise- und Nebenkosten 
nicht vom Auftraggeber erstattet.  
 

3.11. Die Rechnung muss die nach den gesetzlichen 
Regelungen erforderlichen Angaben enthalten. 
Hierzu zählen die notwendigen Angaben zur Um-
satzsteuer und die steuerliche Identifikationsnum-
mer. 
 

3.12. Die Rechnung muss die Vertrags- oder Bestell-
nummer des Auftraggebers enthalten. 

 
3.13. Der Auftragnehmer nimmt an der elektronischen 

Rechnungsabwicklung des Auftraggebers teil und 
wird jeweils auf Anfrage des Auftraggebers seine 
Leistungen über das elektronische Abrechnungs-
tool des Auftraggebers abrechnen. 

 
3.14. Ziffern 3.1– 3.12 gelten für die elektronische Rech-

nungsabwicklung entsprechend, soweit nicht De-
tails zwischen dem Auftragnehmer und Auftragge-
ber separat geregelt sind. Weitere Informationen 
zur elektronischen Rechnungsabwicklung wird der 
Auftraggeber auf schriftliche Anfrage des Auftrag-
nehmers zur Verfügung stellen. 

4. Leistungstermine, Verzug und Vertragsstrafe 

4.1. Vereinbarte Leistungstermine und Fristen sind 
verbindlich. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit der 
Leistung ist die vollständige Erbringung der Leis-
tung am vereinbarten Erfüllungsort. 
 

4.2. Im Falle des Verzugs finden die gesetzlichen Best-
immungen Anwendung, soweit sich aus den nach-
stehenden Bestimmungen nichts Abweichendes 
ergibt. 
 

4.3. Sofern der Auftragnehmer Liefer- und Ausfüh-
rungstermine/-fristen nicht einhält und dies zu ver-
treten hat, kommt er ohne Mahnung unmittelbar in 
Verzug. 
 

4.4. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber unver-
züglich von absehbaren Leistungsverzögerungen 
unter Angabe von Gründen und der voraussichtli-
chen Dauer der Verzögerung in Kenntnis zu set-
zen. 
 

4.5. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei einer von 
ihm zu vertretenden Überschreitung des verein-
barten Termins eine Vertragsstrafe i.H.v. 0,2 % 
der vereinbarten Netto-Auftragssumme je Werk-
tag der Überschreitung zu zahlen, insgesamt aber 
höchstens fünf (5) % der Nettoauftragssumme. 
Die Geltendmachung eines darüberhinausgehen-
den Schadens ist nicht ausgeschlossen. Die Ver-
tragsstrafe wird auf den Schadensersatzanspruch 
angerechnet. 
 

4.6. Die vorbehaltlose Annahme der verspäteten Leis-
tung stellt keinen Verzicht auf die dem Auftragge-
ber zustehenden Ansprüche dar. 
 

4.7. Der Auftraggeber kommt in jedem Fall nur durch 
schriftliche Mahnung des Aufragnehmers in Ver-
zug. 

5. Mitwirkung des Auftraggebers 

5.1. Bei sämtlichen Mitwirkungen des Auftraggebers 
handelt es sich um Obliegenheiten. 
 

5.2. Der Auftraggeber erbringt rechtzeitig die erforder-
liche Mitwirkung, soweit diese in diesen Bedingun-
gen oder der Bestellung vereinbart ist und der Auf-
tragnehmer den Auftraggeber frühzeitig auf Art, 
Umfang, Zeitpunkte und sonstige Details der vom 
Auftraggeber zu erbringenden Mitwirkungsoblie-
genheiten hingewiesen hat. 
 

5.3. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber für den 
Fall der Nichterfüllung einer Mitwirkungsobliegen-
heit schriftlich eine angemessene Nachfrist setzen 
und ihn auf die rechtlichen und tatsächlichen Kon-
sequenzen der Nichterfüllung hinweisen. Wenn 
der Auftraggeber innerhalb der Nachfrist die ge-
rügten Mitwirkungen schuldhaft nicht erbringt, 
kann der Auftragnehmer eine Verschiebung be-
treffender Termine oder Fristen um die Dauer der 
Verzögerung verlangen .Eine Kündigung des Auf-
tragnehmers wegen fehlender Mitwirkung des Auf-
tragnehmers einschließlich einer Kündigung nach 
§ 643 BGB ist ausgeschlossen.  
 

6. Kündigung 

6.1. Vorbehaltlich abweichender Individualvereinba-
rungen der Parteien und der Regelungen in den 
jeweils einschlägigen Bestimmungen in den be-
sonderen Bedingungen finden die gesetzlichen 
Kündigungsrechte Anwendung. Die Kündigungs-
vorschriften gemäß dieser Ziffer 6 beziehen sich 
jeweils nur auf diejenigen Verträge, die vom Kün-
digungsgrund betroffen sind. 
 

6.2. Dem Auftraggeber steht ein Recht zur außeror-
dentlichen Kündigung aus wichtigem Grund zu. 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn 
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• die Auftragsdurchführung durch man-
gelnde Leistungsfähigkeit des Auftrag-
nehmers erkennbar gefährdet wird oder 
 

• der Auftragnehmer seine Leistungen 
nicht nur vorübergehend und unberech-
tigt einstellt oder 
 

• der Auftragnehmer oder dessen Rechts-
nachfolger trotz Mahnung mit angemes-
sener Nachfristsetzung die Leistung nicht 
vertragsgemäß erbringt oder 
 

• Tatsachen bekannt werden, die beim 
Auftragnehmer die Vermutung der 
Scheinselbständigkeit begründen oder 
 

• der Auftragnehmer insolvent ist, ein An-
trag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens über das Vermögen des Auftragneh-
mers oder eines vergleichbaren Verfah-
rens gestellt wird oder die Eröffnung ei-
nes solchen Verfahrens wegen Masseun-
zulänglichkeit abgelehnt wird oder 
 

• ein Verstoß gegen Datenschutz- 
und/oder Vertraulichkeitsbestimmungen 
vorliegt oder 
 

• andere in diesen Bedingungen ausdrück-
lich aufgeführte Gründe vorliegen. 

6.3. Im Falle einer Kündigung wird der Auftragnehmer 
die Überleitung auf einen Folgeanbieter in notwen-
diger Weise unterstützen. Hat im Falle einer Kün-
digung des Auftraggebers der Auftragnehmer den 
Kündigungsgrund zu vertreten, muss der Auftrag-
nehmer die Überleitungsleistungen auf eigene 
Kosten erbringen. 
 

6.4. Die Kündigung bedarf der Schriftform, Textform 
reicht nicht aus. 

7. Unterauftragnehmer 

7.1. Der Auftragnehmer ist nur mit ausdrücklicher vor-
heriger schriftlicher Zustimmung des Auftragge-
bers berechtigt, die von ihm zu erbringenden Leis-
tungen ganz oder teilweise an Unterauftragneh-
mer zu vergeben. Der Auftragnehmer haftet dem 
Auftraggeber gegenüber für die ordnungsgemäße 
Erfüllung seiner vertraglichen Verpflichtungen, 
einschließlich der vom Auftraggeber autorisierten 
Leistungen durch Unterauftragnehmer. 
 

7.2. Darüber hinaus verpflichtet sich der Auftragneh-
mer dafür Sorge zu tragen, dass der von ihm be-
auftragte Unterauftragnehmer sich seinerseits 
konform zu den hier festgelegten Bestimmungen, 
insbesondere hinsichtlich Geheimhaltung, Daten-
schutz, Personal, Mindestlohn, Freistellung, Ein-
haltung einschlägiger Bestimmungen und Ge-
setze, Umwelt- und Arbeitsschutz, Mandantenfä-
higkeit verhält. 
 

7.3. Ein Verschulden eines Unterauftragnehmers 
kommt dem Verschulden des Auftragnehmers 
gleich. 

8. Verwendung von Namen und Logo des Auftragge-
bers 

8.1. Der Auftragnehmer wird den Namen, das Logo 
und die Identität der Deutsche Börse AG und aller 
Konzernunternehmen nicht ohne die vorherige 
schriftliche Zustimmung der Deutsche Börse AG 
bzw. der jeweiligen Konzernunternehmen verwen-
den. 

9. Nutzungsrechte 

9.1. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber alle 
für die Vertragserfüllung notwendigen Nutzungs-
rechte ein. 
 

9.2. Sämtliche Rechtseinräumungen, die erforderlich 
sind für den Leistungsbezug, sind mit dem verein-
barten Preis abgegolten. 
 

9.3. Weitere Einzelheiten sind in den besonderen Be-
dingungen geregelt. 
 

9.4. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die Leis-
tungen frei von Rechten Dritter sind und auch 
sonst seiner Kenntnis nach keine Rechte beste-
hen, die die Nutzung durch den Auftraggeber ein-
schränken oder ausschließen.  

 
9.5. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von al-

len Schäden, erforderlichen Kosten, Nachteilen 
und Ansprüchen Dritter frei, die dem Auftraggeber 
im Zusammenhang mit der Geltendmachung von 
Rechten Dritter entstehen. Die Parteien werden 
sich gegenseitig unverzüglich schriftlich benach-
richtigen, falls ihnen gegenüber Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten geltend ge-
macht werden. 
 

9.6. Wird die vertragsgemäße Nutzung durch Schutz-
rechte oder sonstige Rechte Dritter beeinträchtigt, 
so hat der Auftragnehmer verschuldensunabhän-
gig auf Wunsch des Auftraggebers in zumutbarem 
Umfang, nach seiner Wahl entweder die vertragli-
chen Leistungen so zu ändern, dass sie aus dem 
Schutzbereich herausfallen, gleichwohl aber den 
vertraglichen Bestimmungen entsprechen, oder 
die Befugnis zu erwirken, dass sie uneinge-
schränkt und ohne zusätzliche Kosten für den Auf-
traggeber vertragsgemäß genutzt werden können. 

10. Qualitätssicherung; Audits 

10.1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, ein Qualitäts-
managementsystem entsprechend dem Stand der 
Technik zu unterhalten, durch das er in der Lage 
ist, Problemanalysen, erforderliche Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen und Audits selbstständig 
durchzuführen. Der Auftraggeber kann von dem 
Auftragnehmer den Nachweis verlangen, dass 
dieser sich von der Wirksamkeit der Qualitätsma-
nagementsysteme der Unterauftragnehmer über-
zeugt hat. 
 

10.2. Davon unberührt behält sich der Auftraggeber vor, 
beim Auftragnehmer und dessen Unterauftrag-
nehmern nach vorheriger Anmeldung selbst oder 
durch von ihm beauftragte Dritte Audits 



Allgemeine Einkaufsbedingungen Deutschland 

 

4 Confidential 

durchzuführen. Der Auftraggeber kann hierbei ins-
besondere sämtliche Daten zu Geschäftsvorfällen 
zwischen dem Auftraggeber und Auftragnehmer 
einzusehen und zu überprüfen sowie Maßnahmen 
der Qualitätssicherung, der IT- und Datensicher-
heit überprüfen Der Auftraggeber oder die von ihm 
beauftragten Dritten dürfen hierzu die Räume des 
Auftragnehmers während der üblichen Geschäfts-
zeiten betreten. Der Auftragnehmer unterstützt 
den Auftraggeber bei der Durchführung der Audits. 
Die Kosten der Audits trägt jeder Partei selbst, 
ausgenommen hiervon sind Kosten für Audits bei 
denen bei denen Verstöße des Aufragnehmers 
gegen die jeweilige Vereinbarung und/oder diese 
Bedingungen festgestellt werden. Hier trägt der 
Auftragnehmer die Kosten des Audits, es sei denn, 
solche Verstöße beruhen nicht auf einem Ver-
schulden des Auftragnehmers. Der Auftraggeber 
wird dieses Recht nicht exzessiv oder ohne Anlass 
ausüben. 

11. Versicherung 

11.1. Der Auftragnehmer wird auf seine Kosten ange-
messene Versicherungen abschließen und wäh-
rend der Dauer der Geschäftsbeziehung unterhal-
ten. Die Versicherung umfasst Schäden, die dem 
Auftraggeber oder Dritten durch die Leistung des 
Auftragnehmers, gleich ob Kauf-, Werk-, Dienst- 
oder Mietvertrag, entstehen. Auf Anforderung des 
Auftraggebers wird der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber entsprechende Deckungsnachweise 
zur Verfügung stellen. 

12. Datenschutz 

12.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen in ihrer jeweils 
geltenden Fassung, insbesondere die Daten-
schutzgrundverordnung, das Bundesdatenschutz-
gesetz und sonstige nationale Regelungen einzu-
halten. 
 

12.2. Hierzu wird er vom Auftraggeber übermittelte per-
sonenbezogene Daten nur zum Zwecke, zu dem 
diese übermittelt wurden, und auf Weisung des 
Auftraggebers verarbeiten und nicht ohne vorhe-
rige Zustimmung des Auftraggebers an Dritte wei-
terübertragen. 
 

12.3. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten, 
die dem Auftragnehmer durch den Auftraggeber 
bereitgestellt werden, erfolgt ausschließlich im 
Rahmen des Standard-Auftragsverarbeitungsver-
trages des Auftraggebers. 
 

12.4. Der Auftragnehmer nimmt geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen vor, um perso-
nenbezogene Daten, die durch den Auftraggeber 
übermittelt wurden, zu schützen. Dazu zählt auch, 
mit der Verarbeitung dieser Daten betraute Mitar-
beiter zu belehren und auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Diese Erklärungen sind auf Verlan-
gen dem Datenschutzbeauftragen des Auftragge-
bers vorzulegen. 
 

12.5. Auf Verlangen teilt der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber die Kontaktdaten und den Namen des 

Ansprechpartners für Datenschutz und Informati-
onssicherheit mit. 
 

12.6. Falls durch den Auftragnehmer personenbezo-
gene Daten außerhalb des Europäischen Wirt-
schaftsraumes (EU-Staaten plus Island, Liechten-
stein, Norwegen) verarbeitet werden oder falls 
durch den Auftragnehmer aus Staaten, die außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraumes liegen, 
auf personenbezogene Daten zugegriffen wird, 
verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Einhaltung 
des entsprechenden Angemessenheitsbeschlus-
ses, der relevanten EU-Standardvertragsklauseln 
oder eines von der EU anerkannten Zertifizie-
rungssystems. 

13. Geheimhaltung 

13.1. Der Auftragnehmer hat die vom Auftraggeber im 
Rahmen der Zusammenarbeit erlangten Informa-
tionen und Kenntnisse – insbesondere Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse – etwa technischer, 
kommerzieller oder organisatorischer Art vertrau-
lich zu behandeln und während der Dauer sowie 
nach den vertraglichen Beziehungen weder selbst 
zu verwerten noch Dritten zugänglich zu machen. 
 

13.2. Sämtliche vom Auftraggeber oder seinen Kon-
zernunternehmen erlangten oder im Rahmen des 
Auftrags erstellten Informationen einschließlich 
der Arbeitsergebnisse sind vom Auftragnehmer 
nach Auftragsdurchführung inklusive sämtlicher 
angefertigter Kopien an den Auftraggeber zurück-
zugeben oder auf Verlangen des Auftraggebers zu 
löschen und/oder zu vernichten. Im Fall der Lö-
schung und/oder der Vernichtung muss die Re-
konstruktion der Informationen ausgeschlossen 
sein. Die vollständige Rückgabe bzw. Löschung 
und/oder Vernichtung ist dem Auftraggeber auf 
Verlangen schriftlich zu bestätigen. 
 

13.3. Diese Geheimhaltungsverpflichtung gilt nicht für 
rechtmäßig offenkundige oder sonst rechtmäßig – 
auch von Dritten – erlangte Informationen sowie 
eigenständige Entwicklungen des Auftragnehmers 
außerhalb der Leistungen für den Auftraggeber. 
Der Nachweis dieser Voraussetzungen obliegt 
dem Auftragnehmer. 
 

13.4. Gesetzliche und behördliche Offenbarungspflich-
ten bleiben unberührt. Vertrauliche Informationen 
des Auftragnehmers darf der Auftraggeber an 
Konzernunternehmen und seine Erfüllungsgehil-
fen unter Vertraulichkeitsauflage übermitteln. 

14. Personal des Auftragnehmers 

14.1. Die Organisation, Auswahl des Personals und die 
Auswahl der zur Leistungserfüllung benötigten 
Sachmittel obliegt allein dem Auftragnehmer. Er 
trifft Sorge dafür, seine Leistungen aufgrund aus-
reichender Sach- und Personalmittel zu den ver-
einbarten Leistungszeiten erbringen zu können. Er 
wählt alleine ausreichend qualifizierte Mitarbeiter 
zur Leistungserbringung aus und überzeugt sich 
von deren Geeignetheit. Der Auftragnehmer wird 
dafür Sorge tragen, dass seine Mitarbeiter abhän-
gig von ihren Aufgaben, Kompetenzen und Ver-
antwortlichkeiten über die erforderlichen 
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Kenntnisse und Erfahrungen verfügen und der 
Auftragnehmer wird durch geeignete Maßnahmen 
gewährleisten, dass das Qualifikationsniveau der 
Mitarbeiter angemessen ist. 
 

14.2. Der Auftragnehmer wird nur solche Mitarbeiter zur 
Leistungserbringung einsetzen, welche ihre Tätig-
keit nach den jeweils geltenden arbeits- und auf-
enthaltsrechtlichen Bestimmungen ausüben dür-
fen.  
 

14.3. Die betriebliche Organisation und sonstige be-
triebliche Umstände (z.B. Sicherheitsanforderun-
gen, Zugangsregelungen) bei dem Auftraggeber 
werden dem Auftragnehmer im erforderlichen Um-
fang bekannt gemacht und sind zu beachten. Vor-
behaltlich der datenschutzrechtlichen Regelungen 
wird der Auftragnehmer die erforderlichen Doku-
mente und Nachweise beim Auftraggeber vorle-
gen (z.B. aktuelles Führungszeugnis). Insbeson-
dere darf der Auftragnehmer, sofern ein Zutritt zu 
den Bereichen des Auftraggebers oder ein Zugriff 
auf IT-Systeme des Auftraggebers im Zusammen-
hang mit dessen Leistung erforderlich ist, nur sol-
che Mitarbeiter einsetzen, die nach den Richtlinien 
des Auftraggebers eine Zutritts- bzw. Zugriffsbe-
rechtigung erhalten haben. 
 

14.4. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle Personen, 
die er beabsichtigt, zur Leistungserbringung ein-
zusetzen, auf ihre Zuverlässigkeit hin zu überprü-
fen. Der Auftragnehmer darf nur solche Personen 
zur Leistungserbringung einsetzen, die keinen An-
lass zu begründeten Zweifeln an ihrer Zuverlässig-
keit geben. 
 

14.5. Die vom Auftragnehmer gemäß Ziffer 14.4 durch-
zuführenden Zuverlässigkeitsüberprüfungen müs-
sen mindestens Folgendes umfassen: 
 

• Der Auftragnehmer hat (i) jede Person 
vor Aufnahme ihrer Tätigkeit anhand ei-
nes gültigen Personalausweises, Reise-
passes oder eines gleichwertigen amtli-
chen Ausweises zu identifizieren, (ii) sie 
zu befragen, ob Eintragungen im Füh-
rungszeugnis vorliegen und sich zu versi-
chern, dass keine Eintragungen vorlie-
gen, und (iii) dies durch Anforderung ei-
nes aktuellen Führungszeugnisses nach 
§ 30 BZRG zu überprüfen; für Personen, 
die der Auftragnehmer beabsichtigt, zur 
Leistungserbringung einzusetzen und die 
in den letzten drei (3) Jahren einen 
Wohnsitz im Ausland hatten, ist ein ver-
gleichbarer Auszug aus einem ausländi-
schen Strafregister, soweit verfügbar, 
vorzulegen und dies gesetzlich zulässig 
ist. 
 

• Der Auftragnehmer wird unverzüglich 
nachträgliche Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen von Personen durchführen, die er 
bereits zur Leistungserbringung einge-
setzt hat. 

15. Einhaltung gesetzlicher Bestimmungen zum 
Schutz des Arbeitnehmers 

15.1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle anwend-
baren gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz 
des Arbeitnehmers einzuhalten, insbesondere 
sämtliche Bestimmungen zur Zahlung des Min-
destlohns und zur Abführung der Urlaubskassen-
beiträge nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz 
(AEntG) und nach dem Mindestlohngesetz (Mi-
LoG) sowie die seinen Betrieb betreffenden tarifli-
chen Regelungen. 
 

15.2. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass 
seine Unterauftragnehmer diese Anforderungen 
erfüllen und konzernfremde Unterauftragnehmer 
vertraglich hierzu verpflichtet werden. Er ist ver-
pflichtet, bei aufkommenden Zweifeln aktiv auf die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften hinzuwir-
ken. Unterauftragnehmer des Auftragnehmers 
sind seine unmittelbaren und alle nachgeordneten 
Unterauftragnehmer. 
 

15.3. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von 
sämtlichen eventuellen Ansprüchen frei, welche 
gegen den Auftraggeber wegen eines Verstoßes 
des Auftragnehmers oder eines seiner Unterauf-
tragnehmer gegen das AEntG, das MiLoG sowie 
weitere eine etwaige Haftung anordnende gesetz-
liche Vorschriften geltend gemacht werden. Insbe-
sondere verpflichtet sich der Auftragnehmer, den 
Auftraggeber bei der Abwehr vermeintlicher dies-
bezüglicher Ansprüche gegen den Auftraggeber 
bestmöglich zu unterstützen und ihm insbeson-
dere die hierfür erforderlichen Informationen zur 
Verfügung zu stellen. 
 

15.4. Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Un-
terauftragnehmer gegen die Pflicht zur Zahlung 
des Mindestlohns, ist der Auftraggeber zur fristlo-
sen Kündigung berechtigt. 

16. Lieferkettensorgfaltspflichten 

16.1. Der Auftragnehmer sichert die Einhaltung des 
„Verhaltenskodex‘ für Lieferanten der Gruppe 
Deutsche Börse“ in seiner jeweiligen Fassung, 
welcher im Internet unter www.deutsche-bo-
erse.com > Verantwortung > Nachhaltigkeit > Un-
sere Policies und Richtlinien eingesehen werden 
kann, zu (nachfolgend „Zuliefererstandards“). 
 

16.2. Der Auftragnehmer wird in angemessener Art und 
Weise mitwirken, damit der Auftraggeber seine 
Verpflichtungen zur Durchführung der Risikoana-
lyse, Prävention und Abhilfe nach dem Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetz erfüllen kann. 
Hierzu wird der Auftragnehmer insbesondere 
 

• zur Durchsetzung der Nachhaltigkeits-
standards mit seinen Mitarbeitern regel-
mäßig Schulungen und Weiterbildungen 
durchführen; 
 

• die Inhalte der in Ziffer 16.1 genannten 
Zuliefererstandards an seine Unterauf-
tragnehmer weitergeben, diese entspre-
chend verpflichten und die Einhaltung der 
Zuliefererstandards prüfen; 
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• im Falle einer Verletzung der Zulieferer-
standards durch den Auftragnehmer, den 
Auftraggeber bei der unverzüglichen Ent-
wicklung eines Konzepts zur Beendigung 
und Minimierung der Verletzung nach 
besten Kräften unterstützen sowie die Er-
greifung von Abhilfemaßnahmen unter-
stützen bzw. dulden.  

16.3. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Einhaltung der 
Verpflichtungen des Auftragnehmers nach dieser 
Ziffer 16 zu überprüfen. Ziffer 10.2 gilt hierbei ent-
sprechend.  
 

16.4. Verstößt der Auftragnehmer oder einer seiner Un-
terauftragnehmer in schwerwiegender Weise ge-
gen die Zuliefererstandards und hilft er diesen Ver-
stoß nach Abmahnung durch den Auftraggeber 
nicht ab, ist der Auftraggeber zur außerordentli-
chen Kündigung berechtigt. 
 

16.5. Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von 
sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang 
mit der Verletzung von menschenrechtsbezoge-
nen und/oder umweltbezogenen Pflichten, ein-
schließlich der in dieser Ziffer 16 genannten Pflich-
ten, vollumfänglich frei und wird dem Auftraggeber 
sämtliche aufgrund oder infolge von vorgenannten 
Pflichtverletzungen entstandenen und entstehen-
den Schäden und Aufwendungen (einschließlich 
der Kosten zweckentsprechender Rechtsverfol-
gung) unverzüglich erstatten. 
 

17. Einhaltung weiterer Bestimmungen 

17.1. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung 
sämtlicher einschlägiger Bestimmungen, Normen, 
Richtlinien, Verordnungen, Vorschriften und Ge-
setze. 
 

17.2. Dies betrifft insbesondere: Antikorruptions- und 
Geldwäschegesetze, Datenschutzgesetze sowie 
kartellrechtliche sowie arbeits- und umweltschutz-
rechtliche Vorschriften. 
 

17.3. Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Einhaltung 
der jeweils für die Erfüllung seiner Verpflichtung 
einschlägigen Richtlinien des Auftraggebers und 
der dazugehörigen Konzernunternehmen. 
 

17.4. Der Auftragnehmer hat darauf hinzuweisen, wenn 
die Wiederausfuhr von Lieferungen oder Leistun-
gen einschließlich der Bereitstellung oder Übertra-
gung von Daten nach den jeweils anwendbaren 
Exportkontrollbestimmungen der Bundesrepublik 
Deutschland, der Europäischen Union oder den 
USA ausgeschlossen oder genehmigungspflichtig 
ist. Schäden durch Verletzung dieser Hinweis-
pflicht hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
zu ersetzen. 
 

17.5. Der Auftragnehmer darf Leistungen für andere 
Kunden nur erbringen, wenn er die Mandantenfä-
higkeit der für die Erbringung der Vertragsleistung 
eingesetzten Systeme sichergestellt hat oder die 
Leistung für andere Kunden durch separate Sys-
teme erbringt. 

18. Verjährung 

18.1. Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 
bei Sachmängeln zwei (2) und bei Rechtsmängeln 
drei (3) Jahre; sollte die gesetzliche Verjährungs-
frist für Mängelansprüche länger sein, so gilt statt-
dessen die längere Verjährungsfrist. Die Verjäh-
rung beginnt nach den gesetzlichen Regelungen. 
 

18.2. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Verjährungs-
fristen. 

19. Sonstige Bestimmungen 

19.1. Erfüllungsort ist stets derjenige Ort, an dem die be-
stellten Leistungen vereinbarungsgemäß zu er-
bringen sind (Empfangsstelle). 
 

19.2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 
unter Ausschluss des Kollisionsrechts und des 
UN-Kaufrechts. 
 

19.3. Ist der Auftragnehmer Kaufmann, juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtliche Sondervermögen, ist ausschließlicher 
Gerichtsstand Frankfurt am Main. 
 

19.4. Sollte eine Bestimmung dieser Bedingungen ganz 
oder teilweise unwirksam sein oder werden, so 
bleiben die jeweils abgeschlossenen Verträge 
(einschließlich Bestellungen) unter Fortgeltung 
der übrigen Regelungen dieser Bedingungen wirk-
sam. Die Parteien werden in diesem Fall eine Re-
gelung vereinbaren, die die Interessen beider Sei-
ten berücksichtigt und dem Gewollten am nächs-
ten kommt. Dies gilt auch im Falle einer Rege-
lungslücke. 
 

19.5. Nebenabreden sind nicht Bestandteil dieser Be-
dingungen. Änderungen und zusätzliche Regelun-
gen sind nur dann wirksam, wenn sie schriftlich mit 
dem Auftraggeber vereinbart wurden. Dies gilt 
auch für Vereinbarungen, welche die Schriftform 
betreffen. 
 

19.6. Soweit kein strengeres Schriftformerfordernis aus-
drücklich in diesen Bedingungen geregelt ist, 
wahrt die Textform (z.B. E-Mail oder Telefax) das 
Schriftlichkeitserfordernis. 
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Teil 2 - Besondere Bedingungen für Kauf- und Mietver-
träge 

A. Geltungsbereich 

Die in diesem Teil 2 aufgeführten besonderen Bedin-
gungen gelten bei Kauf- und Mietverträgen, ein-
schließlich für Hardware und Standardsoftware, zu-
sammen mit den allgemeinen Bedingungen aus Teil 1 
als einheitlicher Vertragsteil. 

B. Allgemeine Regelungen Kauf und Miete 

1. Leistungsinhalt 

1.1. Der Leistungsinhalt ergibt sich aus der jeweiligen 
Bestellung. 

2. Leistungszeit und Liefervereinbarung 

2.1. Soweit die Parteien die Lieferung von Waren ver-
einbart haben, gelten die folgenden Bestimmun-
gen. 
 

2.2. Die Lieferung hat „geliefert und verzollt“ (Incoterm: 
„DDP“ – Delivered Duty Paid) an den in der Be-
stellung angegebenen Bestimmungsort (Ge-
bäude, Etage, Raum etc.) zu erfolgen. Der jewei-
lige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort für 
die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung 
(Bringschuld). 
 

2.3. Ist der Auftragnehmer neben der Lieferung auch 
zur Aufstellung, Montage, Installation oder sonsti-
gen Werkleistungen verpflichtet, so geht die Ge-
fahr erst mit Abnahme dieser Leistungen über. 
 

2.4. Das Eigentum an der gelieferten Ware geht spä-
testens mit Bezahlung auf den Auftraggeber über. 

3. Gewährleistung für Kaufverträge 

3.1. Für die Rechte des Auftraggebers bei Sach- und 
Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und Min-
derleistung sowie unsachgemäßer Montage/In-
stallation oder mangelhafter Anleitungen) und bei 
sonstigen Pflichtverletzungen durch den Auftrag-
nehmer gelten die gesetzlichen Vorschriften und, 
ausschließlich zu Gunsten des Auftraggebers, die 
nachfolgenden Ergänzungen und Klarstellungen. 
 

3.2. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Auf-
tragnehmer insbesondere dafür, dass die Ver-
tragsgegenstände bei Gefahrübergang die verein-
barte Beschaffenheit haben. Als Vereinbarung 
über die Beschaffenheit gelten jedenfalls diejeni-
gen Produktbeschreibungen, die – insbesondere 
durch Bezeichnung oder Bezugnahme in Bestel-
lungen – Gegenstand des jeweiligen Vertrages 
sind oder in gleicher Weise wie diese Bedingun-
gen in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht 
dabei keinen Unterschied, ob die Produktbe-
schreibung vom Auftraggeber oder Auftragnehmer 
stammt. 
 

3.3. Bei Waren mit digitalen Elementen oder sonstigen 
digitalen Inhalten schuldet der Auftragnehmer die 
Bereitstellung und Aktualisierung der digitalen 

Inhalte jedenfalls insoweit und solange, als dies für 
den Erhalt der Vertragsmäßigkeit des digitalen 
Produkts erforderlich ist. 
 

3.4. Zu einer Untersuchung der Vertragsgegenstände 
oder besonderen Erkundigungen über etwaige 
Mängel ist der Auftraggeber bei Vertragsschluss 
nicht verpflichtet. Teilweise abweichend von § 442 
Abs. 1 S. 2 BGB stehen dem Auftraggeber Män-
gelansprüche daher uneingeschränkt auch dann 
zu, wenn der Mangel bei Vertragsschluss infolge 
grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 
 

3.5. Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rü-
gepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften (§§ 
377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Die Unter-
suchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die 
bei der Wareneingangskontrolle unter äußerlicher 
Begutachtung einschließlich der Lieferpapiere of-
fen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigun-
gen, Falsch- und Minderleistung) oder bei einer 
Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren er-
kennbar sind. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, 
besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen 
kommt es darauf an, inwieweit eine Untersuchung 
unter Berücksichtigung der Umstände des Einzel-
falls nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tun-
lich ist. Die Rügepflicht für später entdeckte Män-
gel bleibt unberührt. Unbeschadet der Untersu-
chungspflicht gilt die Rüge (Mängelanzeige) des 
Auftraggebers jedenfalls dann als unverzüglich 
und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von vierzehn 
(14) Kalendertagen ab Entdeckung abgesendet 
wird. 
 

3.6. Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der 
mangelhaften Ware und der erneute Einbau, so-
fern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungs-
zweck gemäß in eine andere Sache eingebaut 
oder an eine andere Sache angebracht wurde, be-
vor der Mangel erkennbar wurde; der gesetzliche 
Anspruch auf Ersatz entsprechender Aufwendun-
gen (Aus- und Einbaukosten) bleibt unberührt. Die 
zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erfor-
derlichen Aufwendungen, insbesondere Trans-
port-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten sowie 
ggf. Aus- und Einbaukosten, trägt der Auftragneh-
mer auch dann, wenn sich herausstellt, dass tat-
sächlich kein Mangel vorlag. Die Schadensersatz-
haftung des Auftraggebers bei unberechtigtem 
Mängelbeseitigungsverlangen bleibt unberührt; in-
soweit haftet der Auftraggeber jedoch nur, wenn er 
erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt hat, 
dass kein Mangel vorlag. 
 

3.7. Unbeschadet der gesetzlichen Rechte und der 
vorstehenden Regelungen gilt: Kommt der Auf-
tragnehmer seiner Verpflichtung zur Nacherfül-
lung – nach der Wahl des Auftraggebers durch Be-
seitigung des Mangels (Nachbesserung) oder 
durch Leistung einer mangelfreien Sache (Ersatz-
leistung) – innerhalb einer vom Auftraggeber ge-
setzten, angemessenen Frist nicht nach, so kann 
der Auftraggeber den Mangel selbst beseitigen 
und vom Auftragnehmer Ersatz der hierfür erfor-
derlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechen-
den Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung 
durch den Auftragnehmer fehlgeschlagen oder für 
den Auftraggeber unzumutbar (z.B. wegen 
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besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der Be-
triebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhält-
nismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristset-
zung; von derartigen Umständen wird der Aufra-
geber den Auftragnehmer unverzüglich unterrich-
ten. 
 

3.8. Im Übrigen ist der Auftraggeber bei einem Sach- 
oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vor-
schriften zur Minderung oder zum Rücktritt vom 
Vertrag berechtigt. Außerdem hat der Auftragge-
ber nach den gesetzlichen Vorschriften Anspruch 
auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 

C. Sonderregelungen Miete 

1. 1. Pflichten des Auftragnehmers 

1.1. Der Auftragnehmer hat zur Vertragserfüllung dem 
Auftraggeber die Mietsache in vertragsgemäßem 
Zustand zu überlassen und sie während der Miet-
zeit in diesem Zustand zu erhalten. 
 

1.2. Soweit für den vertragsgemäßen Gebrauch der 
Mietsache eine Einweisung oder Schulung erfor-
derlich ist, hat der Auftragnehmer hierauf geson-
dert hinzuweisen. Der Mietzins umfasst eine der-
artige Einweisung am Einsatzort der Mietsache. 

2. Mietzins, Fälligkeit und Einweisung 

2.1. Soweit nicht abweichend vereinbart, umfasst der 
Mietzins auch sämtliche Pflege-, Wartungs- und 
sonstigen Erhaltungsaufwand bei bestimmungs-
gemäßem Gebrauch der Mietsache durch den 
Auftraggeber. 
 

2.2. Der Auftragnehmer nimmt diese Pflege-, War-
tungs- und sonstigen Erhaltungsaufwände selb-
ständig nach Bedarf vor. 
 

2.3. Der Auftragnehmer ist während der laufenden Ver-
tragslaufzeit nicht zu Mieterhöhungen berechtigt. 
 

2.4. Im Falle eines Mietverhältnisses wird, sofern keine 
abweichende Vereinbarung besteht, der geschul-
dete Mietzins nach Ablauf der Zeitabschnitte fällig, 
nach denen er bemessen ist. Der Auftragnehmer 
erhält nur dann eine über den Mietzins hinausge-
hende Vergütung, wenn diese zuvor schriftlich ver-
einbart wurde. 

3. Übergabe der Mietsache 

3.1. Bei der Übergabe der Mietsache führen die Par-
teien ein Protokoll, in dem der Zustand der Miet-
sache festgehalten wird. 

4. Gewährleistung für Mietverträge 

4.1. Für Mietverträge gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten zu Mängeln. 

5. Laufzeit und Vertragsbeendigung 

5.1. Der Mietvertrag beginnt mit dem in der Bestellung 
vereinbarten Termin. 

 
5.2. Für die Vertragsbeendigung gelten die Bestim-

mungen der allgemeinen Einkaufsbedingungen. 
 

5.3. Die Kündigung bedarf stets der Schriftform. 

6. Rückgabe der Mietsache 

6.1. Der Auftraggeber hat die Mietsache in ordnungs-
gemäßem, das heißt ohne Änderungen und damit 
im ursprünglichen Zustand, wie im Übergabepro-
tokoll festgehalten, zurückzugeben. 
 

6.2. Der Auftragnehmer prüft die Mietsache bei der 
Rückgabe auf Beschädigung und rügt diese un-
verzüglich. 
 

6.3. Die Parteien führen über die Rückgabe der Miet-
sache ein Protokoll, in dem der Zustand der Miet-
sache festgehalten wird. 
 

6.4. Später geltend gemachte Beschädigungen der 
Mietsache, die nicht im Rückgabeprotokoll enthal-
ten sind, werden vom Auftraggeber nicht ersetzt. 
 

6.5. Der Auftragnehmer hat die Mietsache auf eigene 
Kosten, sofern es sich um eine bewegliche Sache 
handelt, beim Auftraggeber abzuholen. 

D. Zusätzliche Regelungen Softwarekauf und Soft-
waremiete 

1. Leistungsinhalt 

1.1. Der Auftragnehmer liefert und überlässt dem Auf-
traggeber die in der Bestellung bezeichnete Soft-
ware mit dazugehöriger Dokumentation (gemein-
sam „Software“) zur dauerhaften Nutzung („Soft-
warekauf“) oder beschränkt auf die Dauer der 
Vertragslaufzeit („Softwaremiete“). 
 

1.2. Der Auftragnehmer liefert die Software an den Auf-
traggeber ablauffähig im Objektcode auf handels-
üblichen Datenträgern oder stellt sie zum Abruf 
über das Internet (Download) bereit. Falls der Auf-
traggeber durch Verlust, versehentliche Löschung 
oder ähnliche Ereignisse über keine ablauffähige 
Version der Software mehr verfügt, leistet der Auf-
tragnehmer unentgeltlich Ersatz. 
 

1.3. Die Dokumentation ist nach Wahl des Auftragge-
bers entweder in deutscher oder englischer Spra-
che in elektronischer, ausdruckbarer Form auf ei-
nem handelsüblichen Datenträger zur Verfügung 
zu stellen. Diese Dokumentation, insbesondere 
zur Installation, Nutzung, zum Betrieb sowie zur 
Pflege, ist Teil der Hauptleistungspflicht. Die Do-
kumentation muss ausreichen, damit ein durch-
schnittlicher Nutzer die Software ohne Unterstüt-
zung durch den Auftragnehmer nutzen kann. Mit-
gelieferte Betriebshandbücher müssen einer IT-
Fachkraft die Installation, den Betrieb und die 
Pflege der Software ermöglichen. 
 

1.4. Der Auftragnehmer überlässt dem Auftraggeber in 
ausreichender Anzahl aktuelle Dokumentationen, 
so dass der nutzungsberechtigte Personenkreis 
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die Software ohne weiteres im vereinbarten Um-
fang nutzen kann. 
 

1.5. Der Auftragnehmer wird bei durchzuführenden 
Test- und Probebetrieben den Auftraggeber in er-
forderlichem Umfang in die Nutzung der Software 
einweisen, um ihn in die Lage zu versetzen, diese 
entsprechend ihrem Nutzungszweck zu verwen-
den. 

 
1.6. Übernimmt der Auftragnehmer (i) die Erstellung 

von Individualsoftware oder (ii) die Installation, Im-
plementierung, Bearbeitung und/oder Parametri-
sierung von Software auf der Hardware des Auf-
traggebers, gelten insofern die Regelungen des 
Besonderen Teil 3, Abschnitt B und Abschnitt C. 
Gleiches gilt für den Fall, dass der Auftraggeber 
den Auftragnehmer zur anwenderspezifischen Er-
gänzung und Anpassung der Software mit einer 
Erweiterungsprogrammierung beauftragt. 
 

1.7. Soweit auch Pflegeleistungen vereinbart sind, gilt 
Teil 4 „Besondere Bedingungen Softwarepflege- 
und Hardwarewartungsleistungen“. Im Falle des 
Rücktritts vom Software-Kaufvertrag für die Soft-
ware endet automatisch auch die Software-Pflege. 

2. Nutzungsrechte  

2.1. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber mit 
Lieferung an der Software ein einfaches, mit der 
Vergütung bereits abgegoltenes, unwiderrufliches, 
inhaltlich und räumlich unbeschränktes, im Falle 
eines Softwarekaufs zeitlich unbeschränktes oder 
im Falle einer Softwaremiete auf die Dauer des 
Vertrages beschränktes Recht zur Nutzung der 
Software ein.  
 

2.2. Die vom Auftragnehmer eingeräumten Nutzungs-
rechte an der Software umfassen insbesondere 
die nachfolgenden Rechte: Das Recht, die Soft-
ware für die bestimmungsgemäße Nutzung zu ver-
vielfältigen, insbesondere sie auf IT- Systemen zu 
speichern, zu installieren, zu bearbeiten und ab-
laufen zu lassen; das Recht, Nutzungsrechte an 
Konzernunternehmen zu übertragen und zu unter-
lizenzieren; das Recht, Dritten die Nutzung der 
Software für Zwecke des Auftraggebers oder ei-
nes Konzernunternehmens zu erlauben (Dritte in 
diesem Sinne sind nicht abschließend: Berater, 
freie Mitarbeiter, Leiharbeitnehmer, Fremdrechen-
zentren). 
 

2.3. Die dem Auftraggeber nach Ziffer 2.2 zustehenden 
Rechte führen nicht zu einer Erhöhung der 
Summe vertraglich vereinbarter zulässiger Nutzer-
zahlen, zulässiger Anzahl von Installationen oder 
der zulässigen Nutzungsintensität. 
 

2.4. Eine Unterlizenzierung oder Übertragung von Nut-
zungsrechten an Konzernunternehmen durch den 
Auftraggeber bedarf keiner gesonderten Zustim-
mung seitens des Auftragnehmers. 
 

2.5. Die vorstehenden Rechte erfassen ausdrücklich 
auch die Nutzungsrechte für bisher unbekannte 
Nutzungsarten. Diesbezügliche Rechte des Urhe-
bers nach dem Urheberrechtsgesetz bleiben un-
berührt. 

 
2.6. Die Rechte an den durch die Nutzung der Soft-

ware erzeugten oder verarbeiteten Daten stehen 
dem Auftraggeber bzw. dem Konzernunterneh-
men zu. Dies gilt insbesondere für schutzrechtsfä-
higen Arbeitsergebnissen, Datenbanken und Da-
tenbankwerke. 

2.7.  
2.8. Der Auftraggeber ist berechtigt, von der Software 

zu Sicherungszwecken Kopien im erforderlichen 
Umfang herzustellen. Die einer ordnungsgemä-
ßen Datensicherung dienenden Vervielfältigungen 
der Software sind Teil des bestimmungsgemäßen 
Gebrauchs. 

3. Beseitigung von Störungen bei Softwaremiete 

3.1. Der Auftraggeber meldet dem Auftragnehmer auf-
tretende Störungen. Eine Störung liegt vor, wenn 
die Software die in der Dokumentation angege-
bene Funktion nicht erfüllt, falsche Ergebnisse lie-
fert, ihren Lauf unkontrolliert abbricht, sich in an-
derer Weise nicht funktionsgerecht verhält, Infor-
mationssicherheitsschwachstellen aufweist oder 
sich nicht wie in der Dokumentation beschrieben 
bedienen lässt, so dass die Nutzung des Pro-
gramms unmöglich oder eingeschränkt ist. Der 
Auftragnehmer lokalisiert, analysiert und behebt 
vom Auftraggeber gemeldete, vom Auftragnehmer 
im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit festge-
stellte oder vom Softwarehersteller bekannt gege-
bene Störungen. Nach Eingang einer Störungs-
meldung teilt der Auftragnehmer dem Auftragge-
ber mit, bis wann die gemeldete Störung behoben 
sein wird. 
 

3.2. Störungen wird der Auftragnehmer innerhalb der 
vereinbarten Zeiten, sonst in angemessener Frist 
beseitigen. Störungen aufgrund von Informations-
sicherheitsschwachstellen der Software sind un-
verzüglich zu beseitigen. 

4. Aktualisierungen, neue Versionen 

4.1. Bei Softwaremiete sorgt der Auftragnehmer für die 
laufende Weiterentwicklung der Software und 
stellt dem Auftraggeber Upgrades und neue Ver-
sionen der Software kostenlos zur Verfügung. Er 
verpflichtet sich, dem Auftraggeber in regelmäßi-
gen Abständen, mindestens jedoch einmal im 
Jahr, ein Upgrade oder eine neue Version der 
Software zur Verfügung zu stellen. 
 

4.2. Dem Auftraggeber werden Korrekturen, Patches, 
Updates, Upgrades, neue Versionen o.ä. sowie 
die jeweils aktualisierte Dokumentation hierzu (ge-
meinsam „Aktualisierungen“) auch im Rahmen 
von Störungsbehebungen bereitgestellt. 
 

4.3. Der Auftragnehmer ist zur Anpassung der Soft-
ware an geänderte Gesetze verpflichtet. Diese 
Verpflichtung ist erfüllt, wenn die Nutzbarkeit der 
Software unter den geänderten gesetzlichen Best-
immungen nicht oder nur unerheblich einge-
schränkt ist. 
 

4.4. Ziffern 4.1 - 4.3 gelten beim Softwarekauf soweit 
einzelvertraglich vereinbart, Ziffer 4.2 jedoch auch 
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im Falle von Mängelbeseitigung oder -vermei-
dung. 
 

4.5. Aktualisierungen unterliegen ebenfalls den Best-
immungen dieser Bedingungen. Soweit nichts Ab-
weichendes vereinbart ist, kann der Auftragneh-
mer hieraus keine zusätzliche Vergütung ableiten. 
 

4.6. Der Auftraggeber ist nicht verpflichtet, die Installa-
tion von Upgrades oder neue Versionen der Soft-
ware selbst durchzuführen oder durch den Auf-
tragnehmer hinzunehmen, wenn die Übernahme 
der aktuellen Version für den Auftraggeber unzu-
mutbar ist, insbesondere wegen eines mit der 
Übernahme verbundenen Umstellungsaufwands 
oder sonstiger Umstellungsrisiken (z.B. Instabilität 
des Systems). 

E. Zusätzliche Regelungen Hardwarekauf und Hard-
waremiete 

1. Leistungsinhalt 

1.1. Im Falle eines Hardwarekaufs oder deren Miete 
erwirbt der Auftraggeber vom Auftragnehmer ge-
gen Entgelt das Eigentum bzw. das auf die Dauer 
der Vereinbarung beschränkte Gebrauchsrecht an 
den in der Bestellung näher bezeichneten Geräten 
und Komponenten (nachfolgend „Hardware”). 
 

1.2. Hardware ist in jedem Fall fabrikneu zu liefern 
bzw. zu überlassen und darf keine überarbeiteten 
Komponenten (z.B. aus Retouren) enthalten. 

 
1.3. Der Auftragnehmer liefert die in der Bestellung be-

zeichnete Hardware einschließlich dort bezeich-
neter System- und Betriebssoftware. Unter Sys-
tem- und Betriebssoftware ist die grundlegende 
Software einer Hardware (z.B. BIOS) zu verste-
hen, die notwendig ist, um in den Betriebssystem-
kern das eigentliche Betriebssystem laden und be-
treiben zu können und darauf die Anwendungs-
software der jeweiligen Hardware ablaufen zu las-
sen. 

 
1.4. Die Hardware entspricht dem aktuell anerkannten 

Stand der Technik bei Lieferung. 
 

1.5. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber sämtli-
che Handbücher, Bedienhilfen und sonstige Doku-
mentation (nachfolgend „Dokumentation“) zur 
Verfügung zu stellen, welche es dem Auftraggeber 
erlaubt, die Hardware ohne weitere Schulungen 
bestimmungsgemäß zu nutzen. 
 

1.6. Sofern nicht anders vereinbart, wird der Auftrag-
nehmer die Hardware installiert, integriert, konfi-
guriert und betriebsbereit dem Auftraggeber be-
reitstellen oder übergeben. 
 

1.7. Der Auftragnehmer wird bei durchzuführenden 
Test- und Probebetrieben den Auftraggeber in er-
forderlichem Umfang in die Nutzung der Hardware 
einweisen, um ihn in die Lage zu versetzen, die 
Vertragsgegenstände entsprechend ihrem Nut-
zungszweck zu verwenden. 

2. Nutzungsrechte 

2.1. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber an 
System- und Betriebssoftware im Falle des Kaufs 
ein nicht ausschließliches, unwiderrufliches, dau-
erhaftes oder im Falle der Miete ein auf die Dauer 
der Vereinbarung begrenztes, räumlich und inhalt-
lich unbeschränktes Nutzungsrecht ein. 
 

2.2. Das Nutzungsrecht gilt jeweils auch für vom Auf-
tragnehmer überlassene Korrekturen, Patches, 
Updates, Upgrades, neue Versionen o.Ä. sowie 
aktualisierte Dokumentationen ( „Aktualisierun-
gen“), die zuvor überlassene Software ersetzen 
oder ergänzen. 

3. Instandhaltung und Instandsetzung der Hardware  

3.1. Der Auftragnehmer erhält die Hardware während 
der Mietzeit in einem zum vertragsgemäßen Ge-
brauch geeigneten Zustand und erbringt dazu er-
forderliche Instandhaltungs- und Instandsetzungs-
arbeiten. 
 

3.2. Die Instandhaltung hält die Funktionsfähigkeit die 
Hardware aufrecht und beinhaltet den Austausch 
defekter, nicht mehr dem aktuell anerkannten 
Stand der Technik entsprechender oder nicht 
mehr sicher funktionierender Verschleißteile und 
Systemkomponenten. Der Auftragnehmer führt et-
waige Integrations-, Konfigurations- oder Installa-
tionsarbeiten durch. 
 

3.3. Für System- und Betriebssoftware gilt Teil 2, Ab-
schnitt D, Ziffer 4 (Aktualisierungen, neue Versio-
nen) entsprechend.  
 

3.4. Die Instandsetzung beinhaltet die Behebung auf-
tretende Fehlfunktionen, System- oder System-
komponentenausfälle und sonstige Probleme 
(„Störungen“). Der Auftraggeber meldet dem Auf-
tragnehmer auftretende Störungen. Der Auftrag-
nehmer lokalisiert, analysiert und behebt die Stö-
rung. Nach Eingang einer Störungsmeldung teilt 
der Auftragnehmer dem Auftraggeber mit, bis 
wann die gemeldete Störung behoben sein wird. 
 

3.5. Störungen wird der Auftragnehmer innerhalb der 
vereinbarten Zeiten, sonst in angemessener Frist 
beseitigen. Störungen aufgrund von Informations-
sicherheitsschwachstellen der Hardware sind un-
verzüglich zu beseitigen. 
 

3.6. Der Auftragnehmer ersetzt in Absprache mit dem 
Auftraggeber nicht mehr dem jeweils aktuell aner-
kannten Stand der Technik entsprechende Teile 
des Systems und Systemkomponenten durch 
neue. Die Beurteilung dafür kann anhand der 
Marktentwicklung vom Auftraggeber dargestellt 
werden. Im Zweifel gilt dafür die betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer gemäß AfA-Tabelle bei Ver-
tragsbeginn. 
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Teil 3 - Besondere Bedingungen für Dienst- und Wer-
kleistungen 

A. Geltungsbereich 

Die in diesem Teil 3 aufgeführten besonderen Bedin-
gungen gelten für Dienst- und Werkleistungen, ein-
schließlich IT-Beratungsleistungen und die Erstellung 
von Individualsoftware, zusammen mit den allgemei-
nen Bedingungen aus Teil 1 als einheitlicher Vertrags-
teil. 

B. Allgemeine Regelungen Dienst- und Werkleistun-
gen 

1. Leistungsinhalt 

1.1. Der Leistungsinhalt ergibt sich aus der jeweiligen 
Bestellung. 

2. Vergütung 

2.1. Sofern nicht etwas anderes vereinbart wird, erfolgt 
die Vergütung von Leistungen erst nach vollstän-
diger Leistungserbringung. Vereinbaren die Par-
teien Teilzahlungen, so erfolgen Teilzahlungen 
nur nach vollständiger Erbringung der jeweiligen 
Teilleistung. Vereinbarte Fälligkeitsabreden blei-
ben hiervon unberührt. 
 

2.2. Ist ein Festpreis für eine Leistung vereinbart, so 
hat der Auftragnehmer diese vollständig zum ver-
einbarten Preis zu erbringen. Mehraufwände für 
die vollständige Erbringung vereinbarter Leistun-
gen gehen zu Lasten des Auftragnehmers. Nach-
forderungen sind ausgeschlossen. 
 

2.3. Bei einer Vergütung nach Aufwand gilt das Fol-
gende. 

 

• Der Auftragnehmer stellt seine Leistungen 
jeweils nach Leistungserbringung entspre-
chend den vereinbarten Abrechnungszeit-
räumen in Rechnung. Sind keine Zeiträume 
vereinbart, erfolgt die Rechnungsstellung 
monatlich jeweils für die im Vormonat er-
brachten Leistungen. 
 

• Der Gesamtauftragswert der jeweiligen Be-
stellung gilt als Höchstbegrenzung und darf 
nicht überschritten werden. Der Auftragneh-
mer hat keinen Anspruch darauf, dass ver-
einbarte Budgets ausgeschöpft werden. So-
fern sich abzeichnet, dass vereinbarte Bud-
gets überschritten werden, hat der Auftrag-
nehmer den Auftraggeber unverzüglich 
schriftlich Mitteilung zu machen. Mit Budget-
erreichung sind die Dienstleistungen einzu-
stellen, sofern nicht der Auftraggeber eine 
andere schriftliche Weisung erteilt. 
 

• Zur Rechnungslegung führt der Auftragneh-
mer Tätigkeitsnachweise und legt diese der 
Rechnung bei. Der Auftraggeber prüft die Tä-
tigkeitsnachweise unverzüglich und gibt 
diese frei. Die Freigabe der Tätigkeitsnach-
weise beziehungsweise die Freigabe der Er-
fassung im jeweiligen Zeiterfassungssystem 

stellt kein Anerkenntnis im Hinblick auf die 
Qualität und Güte der Leistung dar. 
 

• Leistungen, über die keine vom Auftraggeber 
abgezeichneten Tätigkeitsnachweise vorlie-
gen oder die nicht im jeweiligen Zeiterfas-
sungssystem freigegeben wurden, gelten als 
nicht erbracht und werden nicht vergütet. 
 

• Die Vergütung der Leistungen erfolgt, sofern 
nicht abweichend vereinbart, auf Tagesba-
sis; ein Tagessatz beträgt dabei mindestens 
acht (8) Arbeitsstunden je Kalendertag. Pau-
senzeiten werden nicht vergütet. Mehrstun-
den werden nicht vergütet. Eine Übertragung 
von Stunden auf andere Kalendertage ist 
nicht zulässig. 
 

• Es werden ausschließlich Leistungen, die in-
nerhalb des beauftragten Leistungszeitrau-
mes liegen, abgerechnet. 

2.4. Kündigt der Auftraggeber einen Vertrag ganz oder 
teilweise vorzeitig, vergütet er die bis zum Kündi-
gungszeitpunkt ordnungsgemäß erbrachten Leis-
tungen, soweit der Auftragnehmer die Kündigung 
nicht zu vertreten hat. Die bis zum Beendigungs-
zeitpunkt erbrachten Vertragsleistungen sind dem 
Auftraggeber gemäß den vertraglichen Bestim-
mungen zu übergeben. Weitergehende Ansprü-
che des Auftragnehmers bestehen in diesen Fäl-
len nicht. 

3. Nutzungsrechte zugunsten des Auftraggebers 

3.1. An den im Rahmen von Dienst- oder Werkleistun-
gen erstellten Arbeitsergebnissen räumt der Auf-
tragnehmer dem Auftraggeber die für den Nut-
zungszweck notwendigen Rechte ein. 
 

3.2. Dem Auftraggeber steht das ausschließliche, un-
widerrufliche, zeitlich, räumlich und inhaltlich un-
beschränkte, übertragbare, unterlizenzierbare und 
mit der vereinbarten Vergütung abgegoltene Nut-
zungsrecht an allen Arbeitsergebnissen zu. Das 
Nutzungsrecht beinhaltet insbesondere auch das 
Recht zur vollständigen oder teilweisen Veröffent-
lichung, Vervielfältigung, Verbreitung, öffentlichen 
Wiedergabe (inkl. der öffentlichen Zugänglichma-
chung), Umgestaltung sowie Bearbeitung der 
Leistungen einschließlich ihrer Weiterverwertung 
für (Folge-)Verträge mit Dritten. Dem Auftraggeber 
werden diese Nutzungsrechte auch für unbe-
kannte Nutzungsarten eingeräumt. 
 

4. Schlechtleistung im Rahmen von Dienstleistungen 

4.1. Soweit die betroffenen Leistungen nachholbar 
oder einer Nachbesserung zugänglich sind, wird 
der Auftragnehmer auf Anforderung des Auftrag-
gebers nicht vertragsgemäße oder mangelhafte 
Leistungen innerhalb angemessener Frist kosten-
frei nachholen oder nachbessern. 
 

4.2. Gelingt die vertragsgemäße Erbringung der 
Dienstleistung aus vom Auftragnehmer zu vertre-
tenden Gründen auch nicht innerhalb der 



Allgemeine Einkaufsbedingungen Deutschland 

 

12 Confidential 

Nachfrist, ist der Auftraggeber berechtigt, den Ver-
trag fristlos außerordentlich zu kündigen. 
 

4.3. Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers 
nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen bleiben unberührt. Insbesondere 
kann der Auftraggeber: Mindern, Schadens- und 
Aufwendungsersatz, Verzugsschäden und Zu-
rückbehaltungsrechte geltend machen. 

5. Abnahme von Werkleistungen 

5.1. Der Auftragnehmer hat das Werk abnahmefähig 
zum vereinbarten Termin bereitzustellen. Der Auf-
traggeber kann das Werk auf Mangelfreiheit prü-
fen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auf-
traggeber bei der Überprüfung des Werkes zur Ab-
nahme zu unterstützten und den Auftraggeber in 
die Nutzung der Leistung in erforderlichem Um-
fang einzuweisen. 
 

5.2. Nach erfolgreicher Durchführung der Prüfung des 
Werks (z.B. durch Tests) ist der Auftraggeber zur 
Abnahme des Werks verpflichtet, sofern keine un-
wesentlichen Mängel festgestellt wurden. Der Auf-
traggeber erklärt die Abnahme schriftlich. Festge-
stellte Mängel werden von den Parteien dokumen-
tiert. 
 

5.3. Bei erklärter Abnahme sind Mängel, welche die 
Abnahmefähigkeit nicht wesentlich beeinträchti-
gen, vom Auftragnehmer unverzüglich zu beseiti-
gen. Gleiches gilt für Mängel, die nach der Ab-
nahme festgestellt werden. 

6. Gewährleistung für Werkleistungen 

6.1. Der Auftragnehmer leistet Gewähr dafür, dass die Ar-
beitsergebnisse frei von Sachmängeln sind. Im Rah-
men der gesetzlichen Gewährleistung ist er insbeson-
dere verpflichtet, Fehlermeldungen nachzugehen und 
Mängel zu beseitigen (Nachbesserung). Die Mängel-
beseitigung hat innerhalb einer angemessenen Frist zu 
erfolgen. Der Auftragnehmer ist berechtigt, statt der 
Nachbesserung die Ersatzlieferung zu wählen. 
 

6.2. Gelingt dem Auftragnehmer die Beseitigung eines 
Mangels nicht innerhalb der in Ziffer 6.1 genannten Be-
seitigungszeit und auch nicht innerhalb einer weiteren 
vom Auftraggeber gesetzten angemessenen Nachfrist, 
so ist der Auftraggeber berechtigt, die gesetzlichen Ge-
währleistungsrechte geltend zu machen, insbesondere 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen 
sowie vom Vertrag zurücktreten. Das Recht zur Selbst-
vornahme steht ihm unter den Voraussetzungen des § 
637 BGB zu. 
 

6.3. Für Rechtsmängel gelten die gesetzlichen Vorschriften 
sowie Teil 1, Ziffern 9.4-0 dieser Bedingungen.  

C. Zusätzliche Regelungen zur Erstellung von Indivi-
dualsoftware 

1. Vertragsgegenstand/Leistungsinhalt 

1.1. Der Vertragsgegenstand ist die Konzeption, die 
Realisierung sowie die Anpassung, Parametrisie-
rung und Installation von Software durch den 

Auftragnehmer speziell nach den Maßgaben des 
Auftraggebers („Individualsoftware“).  
 

1.2. Die Konzeptionsleistung beinhaltet insbesondere 
die Erstellung eines Lastenheftes (bestehend aus 
Anforderungskatalog, funktionalen und nicht-funk-
tionalen Anforderungen an ein IT-System – auch 
Grobkonzept genannt) und die Erstellung eines 
Pflichtenhefts (bestehend aus Fachkonzept, IT-
Konzept, Testkonzept, und Anforderungen an den 
Betrieb - auch Feinkonzept oder Leistungsbe-
schreibung genannt). 
 

1.3. Die Realisierungsleistungen umfassen die Erstel-
lung eines Software- und Anwendungsdesigns 
und/oder die Entwicklung, Testung, Einführung 
und Installation der Individualsoftware sowie der 
dazugehörenden Dokumentation. 
 

1.4. Der genaue Leistungsinhalt ergibt sich aus der je-
weiligen Bestellung. Die Erstellung des Lasten- 
und/oder Pflichtenhefts gehört dann nicht zum 
Leistungsinhalt, wenn dies in der Bestellung aus-
drücklich vereinbart ist. 

2. Konzeptionsleistungen 

2.1. Obliegt dem Auftragnehmer die Erstellung des 
Lastenhefts und/oder des Pflichtenhefts, hat er ge-
setzliche und behördliche Anforderungen aufzu-
nehmen.  
 

2.2. Das erstellte Pflichtenheft ist die bindende Be-
schreibung für vertragliche Leistungen. Inhaltlich 
präzisiert das Pflichtenheft vollständig und nach-
vollziehbar das Lastenheft mit detaillierten fachli-
chen und technischen Festlegungen auch der Be-
triebs- und Pflegeumgebung sowie der Testanfor-
derungen. 
 

2.3. Das Pflichtenheft ist vom Auftragnehmer vollstän-
dig unter genau vereinbarten Mitwirkungen des 
Auftraggebers zu formulieren und vom Auftragge-
ber freizugeben. Mit Freigabe ist es Grundlage der 
Realisierungsleistungen. 
 

2.4. Das Pflichtenheft hat sämtliche Merkmale zu defi-
nieren und zu quantifizieren, anhand derer die zu 
realisierende Softwarelösung vom Auftraggeber 
geprüft und abgenommen werden kann. 

3. Realisierungsleistungen 

3.1. Die Realisierung ist vom Auftragnehmer gemäß 
dem jeweils aktuellen Pflichtenheft und den jeweils 
aktuellen Designvorgaben zu realisieren. Dabei 
sind sämtliche Anforderungen des Pflichtenhefts 
zu berücksichtigen und mit geeigneten techni-
schen und fachlichen Lösungen so zu realisieren, 
dass die Vertragsleistung den Anforderungen des 
Auftraggebers gerecht wird und für seine Zwecke 
geeignet ist. Die Implementierung erfolgt in die 
Programm- und Systemlandschaft des Auftragge-
bers, wobei der Auftragnehmer die Interoperabili-
tät der Software mit der Programm- und System-
landschaft des Auftraggebers sicherstellt.  
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3.2. Für Anpassungen und/oder Parametrisierung be-
reits beim Auftraggeber genutzter oder anderwei-
tig erworbener Software gelten die Bestimmungen 
dieses Abschnitts C entsprechend. Dem Auftrag-
geber vorliegende Dokumentation für die Software 
wird dem Auftragnehmer soweit erforderlich be-
reitgestellt. Fehlende Informationen muss der Auf-
tragnehmer anfordern. 
 

3.3. Die Dokumentation ist nach Wahl des Auftragge-
bers entweder in deutscher oder englischer Spra-
che in elektronischer, ausdruckbarer Form auf ei-
nem handelsüblichen Datenträger zur Verfügung 
zu stellen. Diese Dokumentation, insbes. zur In-
stallation, Nutzung, zum Betrieb sowie zur Pflege 
einschließlich der vollständigen Entwicklungsdo-
kumentation, ist Teil der Hauptleistungspflicht. Die 
Dokumentation muss ausreichen, damit ein durch-
schnittlicher Nutzer die Vertragsleistung ohne Un-
terstützung durch den Auftragnehmer nutzen 
kann. Mitgelieferte Betriebshandbücher und die 
Entwicklungsdokumentation müssen einer IT-
Fachkraft die Installation, den Betrieb sowie die 
Pflege und Weiterentwicklung der Software er-
möglichen. Der Quellcode und die Quellcode-Do-
kumentation müssen so beschaffen sein, dass ein 
fachkundiger Dritter auf seiner Grundlage eigen-
ständig Softwarefehler beseitigen und die Soft-
ware bearbeiten und weiterentwickeln kann. 

4. Auftragnehmerpflichten 

4.1. Der Auftragnehmer erstellt das Pflichtenheft und 
die Software sorgfältig nach dem jeweils aktuellen 
allgemein anerkannten Stand der Technik. Er be-
rücksichtigt anerkannte Verfahrensbeschreibun-
gen und Industriestandards (z.B. ITIL, DIN, ISO) 
sowie gegebenenfalls spezifische Bestimmungen, 
Methoden und Anwendungspraktiken des Auftrag-
gebers. 
 

4.2. Der Auftragnehmer prüft vor der Leistungserbrin-
gung im erforderlichen Umfang die technischen 
Gegebenheiten, so dass die Leistungserbringung 
ungehindert möglich ist.  
 

4.3. Die in Projekt- und Zeitplänen sowie sonst verein-
barten Termine und Fristen sind verbindlich. Für 
die Rechtzeitigkeit der Leistungen ist die tatsächli-
che Bereitstellung des Vertragsgegenstandes zur 
Abnahme nach erfolgreich durchgeführtem Test- 
und Probebetrieb maßgeblich. 
 

4.4. Es ist dem Auftragnehmer nicht gestattet, ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung des Auftragge-
bers sog. „Open Source Software“ oder „OSS“, 
d.h. Software, die regelmäßig kostenfrei und quell-
offen bezogen werden kann, zum Zwecke der Ver-
tragserfüllung einzubeziehen. Dies gilt auch dann, 
wenn deren Lizenz- und Nutzungsbestimmungen 
den Gebrauch dieser OSS für die Softwareent-
wicklung sowohl in ursprünglicher, geänderter, ab-
geleiteter und auch sonstiger Form ausdrücklich 
gestatten. Zur Beantragung der schriftlichen Zu-
stimmung des Auftraggebers zum Einsatz von 
OSS übermittelt der Auftragnehmer dem Auftrag-
geber die dazugehörigen Lizenz- und Nutzungs-
bestimmungen der betroffenen OSS und erläutert 

die Vor- und Nachteile des Einsatzes. Eine Nut-
zung ohne vorherige schriftliche Zustimmung zur 
Nutzung der OSS stellt eine Mangelhaftigkeit der 
Leistung dar. 

5. Leistungsänderung 

5.1. Bis zur Abnahme kann der Auftraggeber jederzeit 
schriftlich Änderungen der vereinbarten Leistun-
gen in zeitlicher und inhaltlicher Hinsicht verlan-
gen. 
 

5.2. Bei einem Änderungsverlangen des Auftragge-
bers wird der Auftragnehmer innerhalb von zehn 
(10) Kalendertagen schriftlich mitteilen, ob die Än-
derung möglich ist und welche Auswirkungen sie 
auf die Vertragsleistung hat, insbesondere auf 
Termine, Aufwand, Vergütung und Mitwirkungen. 
Der Auftragnehmer kann dem Änderungsverlan-
gen widersprechen, soweit ihm die Durchführung 
des Änderungsverlangens unzumutbar ist. 
 

5.3. Die Leistungen werden während der Prüfung des 
Änderungsverlangens fortgesetzt und nur mit 
schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers ggf. 
teilweise unterbrochen. Die Lieferzeiten werden 
für die Dauer der Unterbrechung unter Beachtung 
einer notwendigen Neuanlaufzeit verlängert. 
 

5.4. Entspricht der Auftragnehmer dem Änderungsver-
langen, bestätigt er dies dem Auftraggeber schrift-
lich. 
 

5.5. Bei einem Änderungsvorschlag des Auftragneh-
mers wird der Auftraggeber innerhalb von zehn 
(10) Werktagen mitteilen, ob er der Änderung zu-
stimmt. Dies setzt voraus, dass der Änderungsvor-
schlag so genau spezifiziert ist, dass es dem Auf-
traggeber ohne weitere Informationen möglich ist, 
Ursache und Inhalt des Änderungsvorschlages 
sowie die Kosten und Auswirkungen einer Umset-
zung und die Auswirkungen bei Nichtumsetzung 
zu prüfen. 

6. Ansprechpartner 

6.1. Vor Beginn der Leistungserbringung benennen 
Auftragnehmer und Auftraggeber jeweils einen 
Repräsentanten für im Rahmen der Leistungser-
bringung etwaig notwendig werdende Abstimmun-
gen. Bei längerer Verhinderung eines dieser Re-
präsentanten ist rechtzeitig eine Ersatzperson zu 
benennen. 
 

6.2. Die Repräsentanten sind zur Entgegennahme 
sämtlicher Erklärungen im Zusammenhang mit 
dem Vertrag befugt. Sie treffen notwendige Ent-
scheidungen ihrer Unternehmen zügig oder führen 
diese rasch herbei. 
 

6.3. Die Repräsentanten treffen sich während der Ver-
tragsdurchführung regelmäßig in erforderlichem 
Umfang je nach Absprache in den Räumen des 
Auftraggebers oder beim Auftragnehmer, um den 
Status der Leistungserbringung zu besprechen. 
Über das Ergebnis dieser Besprechungen erstellt 
der Auftragnehmer einen Statusbericht mit sämtli-
chen erörterten und insbesondere den noch 
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offenen Punkten. Dieser Bericht ist dem Reprä-
sentanten des Auftraggebers innerhalb von fünf 
(5) Kalendertagen nach der Besprechung unauf-
gefordert zur Genehmigung vorzulegen. 
 

6.4. Können sich die Parteien bei den regelmäßigen 
Treffen über erhebliche Punkte nicht einigen, sol-
len die Repräsentanten auf eine Einigung hinwir-
ken. Erfolgt diese nicht unverzüglich, haben die 
Parteien den streitigen Vorgang an zuständige 
Mitarbeiter oder Organe des jeweiligen Unterneh-
mens zu eskalieren, die eine Entscheidung treffen 
oder unverzüglich herbeiführen können. 

7. Nutzungsrechte 

7.1. Das Eigentum an allen Ergebnissen und Zwi-
schenergebnissen der vertraglichen Leistungen 
des Auftragnehmers, z.B. Leistungsbeschreibun-
gen, Spezifikationen, Studien, Konzepte, Doku-
mentationen einschließlich Installations-, Nut-
zungs- und Betriebshandbücher sowie Dokumen-
tationen zur Pflege und Weiterentwicklung, Be-
richte, Referate, Beratungsunterlagen, Schaubil-
der, Diagramme, Bilder sowie Individualsoftware, 
Programme, Softwareanpassungen und Paramet-
risierungen einschließlich des kommentierten 
Quell- und Objektcodes sowie sämtliche hierbei 
entstehenden Zwischenergebnisse und hierfür er-
stellte Hilfsmittel und/oder sonstige Leistungser-
gebnisse (zusammen: „Arbeitsergebnisse“) 
geht, soweit es sich um verkörperte Gegenstände 
handelt, mit Übergabe dieser Gegenstände auf 
den Auftraggeber über. 
 

7.2. Im Übrigen räumt der Auftragnehmer dem Auftrag-
geber an den Arbeitsergebnissen mit deren Ent-
stehung, spätestens mit deren Übergabe, das aus-
schließliche, abgegoltene dauerhafte, unwiderruf-
liche und unterlizenzierbare sowie übertragbare 
Recht zur räumlich, zeitlich und inhaltlich unbe-
schränkten Nutzung und Verwertung ein. Dieses 
Nutzungsrecht umfasst sämtliche Nutzungsarten, 
insbesondere das Speichern, das Laden, die Aus-
führung, die Verarbeitung von Daten, die Bearbei-
tung auch durch Dritte einschließlich der festen 
Verbindung mit Leistungen des Auftragnehmers, 
das Vervielfältigungs- und Verbreitungsrecht, das 
Aufführungs- und Vorführungsrecht auch in der 
Öffentlichkeit, das Weitervermarktungsrecht sowie 
das Recht der Vornahme von Änderungen, Umge-
staltungen, Übersetzungen, Ergänzungen und 
Weiterentwicklungen. Der Quellcode sämtlicher 
Leistungsergebnisse und Zwischenergebnisse ist 
dem Auftraggeber vollständig zusammen mit der 
Entwicklungsdokumentation zu übergeben. 
 

7.3. Der Auftraggeber ist berechtigt, entgeltlich und un-
entgeltlich Unterlizenzen und weitere Nutzungs-
rechte an diesen Nutzungsrechten einzuräumen 
sowie Nutzungsrechte auf Dritte zu übertragen 
und dabei die Originale wie auch Kopien und ab-
geänderte Versionen ohne Urheberbezeichnung 
zu verwenden. 
 

7.4. Sofern Angestellte oder Erfüllungsgehilfen des 
Auftragnehmers Miturheber sind, sichert der Auf-
tragnehmer zu, von jenen die notwendigen 

Nutzungs- und Verwertungsrechte erworben zu 
haben. 
 

7.5. An bereits vor Vertragsbeginn beim Auftragneh-
mer entwickelten oder verwendeten Werken, 
sonstigen Urheberrechten oder sonstigen unge-
schützten Kenntnissen (Know-how) des Auftrag-
nehmers sowie an dem während der Leistungser-
bringung vom Auftragnehmer, dessen Erfüllungs- 
und Verrichtungsgehilfen erworbenen Know-how, 
an Standardsoftware und Entwicklungstools 
(„geistiges Eigentum des Auftragnehmers“), 
räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber ein 
nicht ausschließliches, unwiderrufliches, dauer-
haftes, räumlich unbegrenztes, übertragbares, ab-
gegoltenes Nutzungsrecht ein, dieses geistige Ei-
gentum des Auftragnehmers zu nutzen, soweit 
dies zur Nutzung der vom Auftragnehmer für den 
Auftraggeber erstellten Arbeitsergebnisse erfor-
derlich ist. Dies umfasst auch die Vervielfältigung, 
Bearbeitung und Änderung des geistigen Eigen-
tums des Auftragnehmers durch den Auftraggeber 
oder Dritte, soweit dies zur Nutzung der Arbeitser-
gebnisse erforderlich ist. 
 

7.6. Soweit Arbeitsergebnisse entstehen, die durch ge-
werbliche Schutzrechte geschützt werden können, 
ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies dem Auf-
traggeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 
Dem Auftraggeber steht es frei, diese Schutz-
rechte auf seinen Namen eintragen zu lassen. Der 
Auftragnehmer wird den Auftraggeber hierbei um-
fassend unterstützen, insbesondere ihm unver-
züglich die hierfür benötigten Informationen über-
lassen sowie alle erforderlichen Erklärungen ab-
geben und Maßnahmen ergreifen. Dem Auftrag-
nehmer ist es untersagt, eine entsprechende Ein-
tragung auf seinen Namen oder den eines Dritten 
durchzuführen oder Dritte direkt oder indirekt da-
bei zu unterstützen. 

8. Abnahme der Software 

8.1. Gegenstand der Abnahme ist die vertraglich ge-
schuldete Leistungsfähigkeit der Software, ein-
schließlich der vollständigen Umsetzung des 
Pflichtenhefts, ggf. das Vorliegen garantierter Ei-
genschaften sowie die ordnungsgemäße Beschaf-
fenheit der Dokumentation. Voraussetzung für die 
Abnahme ist, dass der Auftragnehmer dem Auf-
traggeber alle Arbeitsergebnisse vollständig über-
gibt und ihm die Abnahmebereitschaft anzeigt. 
 

8.2. Daraufhin wird der Auftraggeber innerhalb eines 
angemessenen Zeitraums mit der Prüfung der Ab-
nahmefähigkeit beginnen. Die Prüfung erfolgt ge-
mäß der im Pflichtenheft festgelegten Testanfor-
derungen. Ort, Dauer und Umfang der Abnahme-
tests werden vom Auftraggeber nach Rückspra-
che mit dem Auftragnehmer festgelegt. 
 

8.3. Beim Abnahmetest festgestellte Mängel der vorlie-
genden Vertragsleistung werden vom Auftragge-
ber folgenden Klassen zugeordnet: 

 

• Mangelklasse 1 (Gravierende Mängel): 
Die ordnungsgemäße Nutzung der Soft-
ware oder wesentlicher Teile ist 
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ausgeschlossen. Der Betriebsablauf ist 
derart beeinträchtigt, dass eine sofortige 
Abhilfe notwendig ist; 
 

• Mangelklasse 2 (Erhebliche Mängel): Die 
Nutzung der Software oder wesentlicher 
Teile ist derart beeinträchtigt, dass eine 
vernünftige Arbeit mit der Software nur 
mit nicht unerheblichem Aufwand mög-
lich ist oder ein Einsatz der Software ein 
nicht zumutbares Risiko für die ord-
nungsgemäße Funktion eines Parallel-
systems darstellt. Eine kurzfristige Ab-
hilfe ist erforderlich. Mehrere parallel auf-
tretende Mängel der Klasse 2 können ei-
nen Mangel der Klasse 1 begründen; 
 

• Mangelklasse 3 (Sonstige Mängel): Die 
Nutzung ist nicht wesentlich beeinträch-
tigt, eine Behebung ist zwar notwendig, 
jedoch nicht dringlich. Mehrere parallel 
auftretende Mängel der Klasse 3 können 
einen Mangel der Klasse 2 oder der 
Klasse 1 begründen. 

 
8.4. Der Auftragnehmer kann der Zuordnung zu einer 

Mängelklasse widersprechen, wenn er darlegt, 
dass die Vertragsleistung insoweit die vertragli-
chen Anforderungen erfüllt oder der Mangel einer 
anderen Klasse zuzuordnen ist. 
 

8.5. Der Auftraggeber kann den Abnahmetest abbre-
chen und die Abnahme verweigern, wenn ein 
Mangel oder mehrere Mängel der Klassen 1 
und/oder 2 festgestellt werden oder mehrere Män-
gel der Klasse 3 festgestellt werden, die insgesamt 
zu einer Beeinträchtigung der Nutzung entspre-
chend der Mangelklasse 2 oder höher führen, 
wenn also keine vertragsgemäße Leistung oder 
eine im Wesentlichen für die Nutzung unbrauch-
bare Vertragsleistung vorliegt. 
 

8.6. Schlägt die Abnahme fehl, so übergibt der Auftrag-
geber dem Auftragnehmer eine Auflistung aller die 
Abnahme hindernden Mängel. Nach Ablauf einer 
angemessenen Frist hat der Auftragnehmer eine 
mangelfreie und abnahmefähige Version der Soft-
ware bzw. der sonstigen Arbeitsergebnisse bereit-
zustellen. Im Rahmen der darauffolgenden Prü-
fung werden nur die protokollierten Mängel ge-
prüft, soweit sie ihrer Funktion nach Gegenstand 
einer isolierten Prüfung sein können. 
 

8.7. Wegen unwesentlicher Mängel darf der Auftragge-
ber die Abnahme nicht verweigern. Diese steht je-
doch unter dem Vorbehalt der unverzüglichen Be-
seitigung der Mängel durch den Auftragnehmer. 
Diese Mängel sind im Abnahmeprotokoll einzeln 
aufzuführen. 
 

8.8. Schlägt die Abnahme mindestens zweimal fehl, 
kann der Auftraggeber die ihm gesetzlich zu-
stehenden Rechte geltend machen, insbesondere 
vom Vertrag zurücktreten sowie bei Vorliegen ei-
ner schuldhaften Pflichtverletzung des Auftrag-
nehmers Schadensersatz verlangen. 

9. Gewährleistung für Software 

9.1. Es gilt Teil 3, Abschnitt B, Ziffer 6 (Gewährleistung 
bei Werkleistungen) mit folgenden Maßgaben. 
 

9.2. Eine Abweichung der Vertragsleistung vom Pflich-
tenheft und sonstigen vereinbarten Spezifikatio-
nen stellt stets einen Sachmangel dar. 
 

9.3. Ein Mangel der Dokumentation liegt vor, wenn ein 
verständiger Nutzer, mit den üblicherweise zu er-
wartenden Kenntnissen für die Anwendung der 
Software, sich mit Hilfe der Dokumentation mit an-
gemessenem Aufwand entweder die Bedienung 
einzelner Funktionen nicht erschließen oder auf-
tretende Probleme nicht lösen kann. 
 

9.4. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass mit der 
Vertragsleistung auch gängige, zumindest jedoch 
die für den Vertragszweck bestimmten Pro-
gramme auf der Basis von Industriestandards stö-
rungsfrei betrieben werden können. 
 

9.5. Soweit nicht im Pflichtenheft eine abweichende 
Beschaffenheit vereinbart ist, muss das Entwick-
lungsergebnis im Mindestmaß dem bei Abnahme 
anerkannten Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechen. Zur vertraglich vereinbarten Be-
schaffenheit zählt es auch, dass das Entwick-
lungsergebnis und seine bestimmungsgemäße 
Verwendung keine Gesetze oder Rechte Dritter 
verletzen. 
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Teil 4 - Besondere Bedingungen für Softwarepflege- 
und Hardwarewartungsleistungen 

1. Geltungsbereich 

Die in diesem Teil 3 aufgeführten besonderen Bedin-
gungen gelten für Softwarepflege- und Hardwarewar-
tungsleistungen, zusammen mit den allgemeinen Be-
dingungen aus Teil 1 als einheitlicher Vertragsteil. 

1. Vertragsgegenstand 

1.1. Soweit zwischen den Parteien vereinbart, über-
nimmt der Auftragnehmer für den Auftraggeber die 
Pflege der in der jeweiligen Bestellung näher be-
zeichneten Software („Softwarepflege“) oder die 
Wartung der im jeweiligen Vertrag näher bezeich-
neten Hardware ( „Hardwarewartung“). 

2. Leistungsinhalt Softwarepflege 

2.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet durch Pflege-
leistungen an der Software die Software während 
der Vertragslaufzeit in einem zum vertragsgemä-
ßen Gebrauch geeigneten Zustand zu erhalten so-
wie auftretende Mängel beheben. Die Pflegleis-
tungen umfassen: die Fehlerbeseitigung, Bera-
tungsleistungen und die Lieferung neuer Pro-
grammversionen (Releases, Patches, Updates 
und Upgrades). 
 

2.2. Die Softwarepflege wird durch den Auftragnehmer 
entsprechend des jeweiligen Standes der Technik 
erbracht. Der Auftragnehmer berücksichtigt die all-
gemeinen Verfahrensbeschreibungen und Indust-
riestandards (z.B. ITIL, DIN) sowie gegebenenfalls 
ihm schriftlich bekannt gemachte Vorgaben und 
Anwendungspraktiken des Auftraggebers. 
 

2.3. Auftretende Mängel meldet der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer in möglichst präziser Weise. Der 
Auftragnehmer nimmt eine Einschätzung der 
Schwere des Mangels und der voraussichtlichen 
Beseitigungszeit vor und teilt dies dem Auftragge-
ber mit. Für die Klassifizierung der Mängel gilt Teil 
3, Abschnitt C, Ziffer 8.3 entsprechend. 
 

2.4. Der Auftragnehmer reagiert auf die Meldung eines 
Mangels durch den Auftraggeber binnen nachfol-
gender Reaktionsfristen:  

 

• Bei Mängeln der Klasse 1: Innerhalb ei-
ner Stunde nach Erhalt der Meldung, 

• Bei Mängeln der Klasse 2: Innerhalb von 
zwei Stunden nach Erhalt der Meldung, 

• Bei Mängeln der Klasse 3: Innerhalb ei-
nes Werktages nach Erhalt der Meldung. 

 
2.5. Der Auftragnehmer beseitigt die Mängel binnen 

nachfolgender Beseitigungsfristen: 

• Bei Mängeln der Klasse 1: Innerhalb von 
24 Stunden nach Erhalt der Meldung, 

• Bei Mängeln der Klasse 2: Innerhalb von 
zwei Tagen nach Erhalt der Meldung, 

• Bei Mängeln der Klasse 3: Innerhalb von 
zehn Tagen nach Erhalt der Meldung, 
spätestens jedoch mit der nächsten Pro-
grammversion der Software. 

 
2.6. Beim Vorliegen von Mängeln der Klassen 1 und 2 

stellt der Auftragnehmer bis zur vollständigen Be-
seitigung der Mängel innerhalb der Beseitigungs-
frist eine Behelfslösung ("work around") bereit, 
sollten sich die Mängel nicht binnen dieser Frist 
beheben lassen. Die Pflicht des Auftragnehmers 
die Mängel innerhalb einer angemessenen Frist zu 
beseitigen, bleibt hiervon unberührt.  
 

2.7. Werden Mängel innerhalb der jeweiligen Beseiti-
gungszeit vom Auftragnehmer nicht oder nicht der-
art beseitigt, dass die Software bestimmungsge-
mäß genutzt werden kann, ist der Auftraggeber 
nach vorheriger Benachrichtigung des Auftrag-
nehmers in Textform berechtigt, den Fehler entwe-
der selbst zu beseitigen oder einen Dritten mit der 
Fehlerbeseitigung zu beauftragen. Die hierbei ent-
stehenden Kosten sind von dem Auftragnehmer 
zu tragen, es sei denn, dass dieser die Nichtbesei-
tigung bzw. nicht ordnungsgemäße Beseitigung 
des Fehlers nicht zu vertreten hat. Weitergehende 
gesetzliche Ansprüche des Auftraggebers bleiben 
unberührt. Insbesondere ist der Auftraggeber in 
diesem Fall zur fristlosen Kündigung des Vertrags 
berechtigt. 

3. Leistungsinhalt Hardwarewartung 
 

3.1. Der Auftragnehmer erhält Wartung die Hardware 
und die dazugehörige Betriebs- und Systemsoft-
ware während der Vertragslaufzeit in einem zum 
vertragsgemäßen Gebrauch geeigneten Zustand 
und erbringt dazu erforderliche Instandhaltungs- 
und Instandsetzungsarbeiten. 
 

3.2. Die Instandhaltung hält die Funktionsfähigkeit der 
Hardware aufrecht und beinhaltet den Austausch 
defekter, nicht mehr dem aktuell anerkannten 
Stand der Technik entsprechender oder nicht 
mehr sicher funktionierender Verschleißteile und 
Systemkomponenten. Der Auftragnehmer führt et-
waige Integrations-, Konfigurations- oder Installa-
tionsarbeiten durch. 
 

3.3. Für System- und Betriebssoftware gilt Teil 2, Ab-
schnitt D, Ziffer 4 (Aktualisierungen, neue Versio-
nen) entsprechend.  
 

3.4. Die Instandsetzung beinhaltet die Behebung auf-
tretende Fehlfunktionen, System- oder System-
komponentenausfälle und sonstige Probleme 
(„Störungen“). Der Auftraggeber meldet dem Auf-
tragnehmer auftretende Störungen. Der Auftrag-
nehmer lokalisiert, analysiert und behebt die Stö-
rungen. Nach Eingang einer Störungsmeldung 
teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber mit, bis 
wann die gemeldete Störung behoben sein wird. 
 

3.5. Störungen wird der Auftragnehmer innerhalb der 
in der Bestellung vereinbarten Zeiten beseitigen. 
Störungen aufgrund von Informationssicherheits-
schwachstellen der Hardware sind unverzüglich 
zu beseitigen. 
 

3.6. Werden Störungen innerhalb der jeweiligen Besei-
tigungszeit vom Auftragnehmer nicht oder nicht 
derart beseitigt, dass die Hardware bestimmungs-
gemäß genutzt werden kann, ist der Auftraggeber 
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nach vorheriger Benachrichtigung des Auftrag-
nehmers in Textform berechtigt, die Störung ent-
weder selbst zu beseitigen oder einen Dritten mit 
der Beseitigung zu beauftragen. Die hierbei ent-
stehenden Kosten sind von dem Auftragnehmer 
zu tragen, es sei denn, dass dieser die Nichtbesei-
tigung bzw. nicht ordnungsgemäße Beseitigung 
der Störung nicht zu vertreten hat. Weitergehende 
gesetzliche Ansprüche des Auftraggebers bleiben 
unberührt. Insbesondere ist der Auftraggeber in 
diesem Fall zur fristlosen Kündigung des Vertrags 
berechtigt. 
 

3.7. Der Auftragnehmer ersetzt in Absprache mit dem 
Auftraggeber nicht mehr dem jeweils aktuell aner-
kannten Stand der Technik entsprechende Teile 
des Systems und Systemkomponenten durch 
neue. Die Beurteilung dafür kann anhand der 
Marktentwicklung vom Auftraggeber dargestellt 
werden. Im Zweifel gilt dafür die betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer gemäß AfA-Tabelle bei Ver-
tragsbeginn. 
 

3.8. Der Auftragnehmer führt Korrekturen, Patches, 
Updates, Upgrades stets an der zur Hardware ge-
hörenden System- und Betriebssoftware durch. 
 

3.9. Der Auftragnehmer führt regelmäßig Überprüfung, 
via Fernwartung oder vor Ort an der Hardware und 
dazugehöriger System- und Betriebssoftware 
nach Maßgabe der jeweiligen System-Dokumen-
tation und aktueller Hersteller-Information durch. 
 

3.10. Im Rahmen der Hardwarewartung ist die Durch-
führung von Instandhaltungsmaßnahmen von 
dem Auftragnehmer zu dokumentieren. Zur Doku-
mentation erfasst er mindestens die folgenden An-
gaben: Genaue Bezeichnung der betroffenen 
Hardware (Typ/Nummer/Modell), Beschreibung 
der jeweiligen Instandhaltungsmaßnahmen, Be-
ginn und Dauer der Instandhaltungsmaßnahmen. 
 

3.11. Die Dokumentation ist von einem autorisierten Mit-
arbeiter des Auftraggebers zu unterzeichnen. Die 
unterzeichnete Dokumentation ist, insbesondere 
im Hinblick auf die unterzeichneten Zeitangaben, 
für beide Parteien verbindlich. 

4. Vorhalten einer Hotline 

4.1. Der Auftragnehmer unterstützt und berät den Auf-
traggeber hinsichtlich der Softwareanwendung 
oder Fehlerbehebung telefonisch oder auf sonsti-
gem Wege der Fernkommunikation. 
 

4.2. Die Hotline steht dem Auftraggeber während der 
im Einzelfall zu vereinbarenden Servicezeiten von 
Montag bis einschließlich Samstag (unter Aus-
nahme gesetzlicher Feiertage am Sitz des Auf-
tragnehmers) gebührenfrei zur Verfügung. In die-
sem Zeitfenster wird der Auftragnehmer auch per 
E-Mail eingehende Anfragen des Auftraggebers 
beantworten. 
 

4.3. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass An-
rufer der Hotline spätestens nach der in dem je-
weiligen Vertrag vereinbarten Wartezeit mit einem 
fachkundigen Mitarbeiter verbunden werden. 
 

4.4. Für jede Anfrage des Auftraggebers vergibt der 
Auftragnehmer eine Bearbeitungsnummer ("Ti-
cket"). Auf Wunsch des Auftraggebers wird der 
Auftragnehmer hierfür ein elektronisches Ticket-
system einführen, das eine ständige Nachvollzieh-
barkeit des Standes der Bearbeitung der Tickets 
ermöglicht. 
 

4.5. Der Auftragnehmer verfasst jeden Monat einen 
Report über offene und geschlossene Tickets und 
legt diesen dem Auftraggeber vor. 

5. Weitere Bestimmungen 
 

5.1. Für Nutzungsrechte an der im Rahmen der Pflege 
gelieferten Software gilt Teil 3, Abschnitt C, Ziffer 
7. 
 

5.2. Für Open Source Software gilt Teil 3, Abschnitt C, 
Ziffer 7. 
 

5.3. Für die Bereitstellung von Software gilt Teil 2, Ab-
schnitt D, Ziffer 1.2 und von Dokumentation Teil 2, 
Abschnitt D, Ziffer 1.3. 
 

5.4. Für die Gewährleistung gilt Abschnitt 3, Teil B, Zif-
fer 6 mit der Maßgabe, dass die Erbringung von 
Softwarepflege oder Hardwarewartung als man-
gelhaft gilt, wenn eine Mangelbehebung oder Ent-
störung nicht im erforderlichen Umfang oder nicht 
in der vereinbarten Behebungszeit oder sonst in 
angemessener Zeit behoben wird. 
 

5.5. Die Leistungen der Softwarepflege und Hardware-
wartung sind mit der in der jeweiligen Bestellung 
vereinbarten Vergütung abgegolten. Die Vergü-
tung wird, sofern keine abweichende Vereinba-
rung besteht, nach Ablauf der Zeitabschnitte fällig, 
nach denen sie bemessen ist. 


